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(Rr. 12713.) Verordnung über die einheitliche Auflöſung zwiſchenſtaatlicher Hausvermögen. Vom 
9 19. November 1923. 
Auf Grund der angeſchloſſenen Vereinbarung zwiſchen dem Freiſtaate Preußen und dem Volksſtaate Heſſen 
wegen einheitlicher Auflöſung zwiſchenſtagtlicher Hausvermögen vom 28. September 1923 wird die Friſt a 
Regelung der Auflöſung von Hausvermögen, die ſich zum Teil in Preußen und zum Teil in Heſſen befinden, 
in Abänderung der Verordnung vom 27. April 1923 (Geſetzſamml. S. 149) bis einſchließlich 31. März 1924 
verlängert. 
Berlin, den 19. November 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
(Siegel.) Braun. am Zehnhoff. 


Vereinbarung zwiſchen dem Freiſtaate Preußen und dem Volksſtaate Heſſen wegen 
einheitlicher Auflöſung Zwiſchenſtaatlicher Hausvermögen. Vom 28. September 1923. 


Einziger Artikel, 

In Abänderung der Vereinbarung vom 31. März 1923 (Preuß. Geſetzſamml. S. 149) wird die Friſt 
zur Regelung der Auflöſung von Hausvermögen, die ſich zum Teil in Preußen und zum Teil in Heſſen 
befinden ($ 3 des Adelsgeſetzes vom 23. Juni 1920 — Preuß. Geſetzſamml. S. 367 —), bis einſchließlich 
31. März 1924 verlängert. Unberührt bleibt jedoch die Vorſchrift der preußiſchen Zwangsauflöſungsverordnung 
vom 19. November 1920 (Preuß. Geſetzſamml. S. 463), daß für die Auflöſung der Hausvermögen der Wegfall 
des am 1. April 1923 vorhandenen Beſitzers maßgebend iſt. 

Berlin, den 28. September 1923. 


Im Namen der Preußiſchen Staatsregierung auf Grund der vom Preußiſchen Staatsminiſterium unter 
dem 30. Auguſt 1923 erteilten Vollmacht. 


Dr. jur. Ernſt Kübler, Wirklicher Geheimer Oberjuſtizrat, 
Miniſterialdirektor a. D., 
Präſident des Landesamts für Familiengüter. 
Im Namen der Heſſiſchen Staatsregierung auf Grund der Vollmacht des Heſſiſchen Geſamtminiſteriums 
vom 31. Auguſt 1923. 


Dr. Ing. Maximilian Freiherr von Biegeleben, Wirklicher Geheimer Rat, 
Heſſiſcher Außerordentlicher Geſandter, 
Stellvertretender Bevollmächtigter zum Reichsrat. 


Geſetzſammlung 1923. (Nr 1271312716.) 94 
Ausgegeben zu Berlin, den 29, November 1923. 
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(Nr. 12714.) Verordnung über die einheitliche Auflöſung des Stolberg⸗Wernigerodeſchen Hausvermögens. 
Vom 19. November 1923. 


De Auflöſung des Stolberg⸗Wernigerodeſchen Hausvermögens erfolgt nach Maßgabe der angeſchloſſenen 
Vereinbarung zwiſchen dem Freiſtaate Preußen und dem Volksſtaate Heſſen wegen einheitlicher Auflöſung des 
Stolberg⸗Wernigerodeſchen Hausvermögens vom 27. Oktober 1923. 

Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. Sofern ſchon vor dieſem Zeitpunkte von den 
preußiſchen Auflöſungsbehörden ein Verfahren zur Herbeiführung der freiwilligen einheitlichen Auflöſung des 
genannten Hausvermögens eingeleitet iſt, hat die Verordnung hinſichtlich dieſes Verfahrens rückwirkende Kraft. 

Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, nähere Beſtimmungen zur Ausführung dieſer Verordnung zu erlaſſen. 

Berlin, den 19. November 1923. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. am Zehnhoff. 


Vereinbarung zwiſchen dem Freiſtaate Preußen und dem Volksſtaate Heſſen wegen 


einheitlicher Auflöſung des Stolberg⸗Wernigerodeſchen Hausvermögens. 
| Vom 27. Oktober 1923. 

Um die gebotene einheitliche Auflöſung des Stolberg-Wernigerodeſchen Hausvermögens, ſoweit ſich ſeine 
Beſtandteile zum Teil in Preußen und zum Teil in Heſſen befinden, zu ermöglichen, haben die Preußiſche 
und Heſſiſche Regierung folgendes vereinbart: 

81 
§ 1. 

Die Auflöſung der in Preußen und Heſſen befindlichen Teile des Stolberg⸗Wernigerodeſchen Vermögens 
ſoll einheitlich erfolgen auf Grund des preußiſchen Geſetzes über die Aufhebung der Standesvorrechte des 
Adels und die Auflöfung der Hausvermögen (Adelsgeſetz) vom 23. Juni 1920 (Preuß. Geſetzſamml. S. 367) 
ſowie der dazu ergangenen preußiſchen Ausführungsbeſtimmungen und ſonſtigen weiteren preußiſchen Vor⸗ 
ſchriften, ſoweit nicht im nachſtehenden etwas anderes beſtimmt iſt. i 


82 
i Sa 
Für das Auflöſungsverfahren find die für die preußiſchen Teile des Hausvermögens zuſtändigen preußi⸗ 
ſchen Auflöſungsbehörden zuſtändig. Die ihnen zuſtehenden Rechte und Pflichten erſtrecken ſich unbeſchadet 
der Beſtimmungen der §8 3, 4, 6, 8 auch auf die in Heſſen befindlichen Teile des Hausvermögens. 


83 
8 KR 
Die Auflöſung des Hausvermögens bedarf der Genehmigung der Preußiſchen Miniſter der Juſtiz und 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten ſowie des Heſſiſchen Miniſteriums der Juſtiz. 


8 4. 5 

Der Hausvermögensinhaber kann über Gegenſtände, die zum Hausvermögen gehören, entgeltlich verfügen 
und Verpflichtungen für das Hausvermögen eingehen, auch ſoweit er darin bisher beſchränkt war. Zu ment 
geltlichen Verfügungen bedarf er der Genehmigung der Auflöſungsbehörde. 

Hausrechtliche Beſtimmungen, nach denen Grundſtücke ohne weiteres Beſtandteile des Hausvermögens 
werden, treten außer Kraft. 5 
. 5 

Für die in Heſſen befindlichen Teile des Hauͤsvermögens gelten die preußiſchen Beſtimmungen über 
Waldſicherungen und über die Bildung von Laudgütern nicht. Die Heſſiſche Regierung oder die von ihr 
beſtimmte Behörde kaun indeſſen aus dieſen Teilen einen oder mehrere Schutzforſte ſowie ein oder mehrere 
geſchloſſene Landgüter bilden und deren Rechtsverhältniſſe durch beſondere Verordnung regeln, ſoweit dieſer— 
halb nicht eine geſetzliche Regelung erfolgt. : 

Die innerhalb der geſchloſſenen Ortslage von Schierke zwiſchen Hegeuſtraße und Ottoweg einerſeits und 
der Kalten Bode anderſeits gelegenen Ortsteile von Schierke bleiben im Jutereſſe dieſes Kurorts von einer 
Waldſicherung frei. 
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8 6. 

Die Hausſtiftung und die Graf Botho⸗Stiftung können von der preußiſchen Auflöſungsbehörde nach 
Maßgabe des Familienſchluſſes in eine Stiftung allgemeinen bürgerlichen Rechtes umgewandelt werden. 

Dies gilt jedoch nur unbeſchadet der Rechte und Rechtsverhältniſſe, die ſich daraus ergeben, daß die 
beiden genannten Stiftungen etwa ſchon jetzt eigene Rechtsperſönlichkeit beſitzen. Im übrigen finden § 18 
Abſ. 1 Satz 2 und Abf. 2 des preußiſchen Adelsgeſetzes ſowie § 21 Abſ. 3 und 4 und $ 32 Abſ. 2 Satz 2 bis 6 
der preußiſchen Verordnung über die Zwangsauflöſung der Familiengüter und Hausvermögen vom 19. April 1920 
(Preuß. Geſetzſamml. S. 463) entſprechende Anwendung. 

Die Benutzung des in Heſſen befindlichen Archivs ift wie in bisheriger Weiſe weiter zu geſtatten / das 
zuständige Auflöſungsamt hat im Einvernehmen mit dem Heſſiſchen Staatsarchiv eine Benutzungsordnung für 
das Archiv aufzuſtellen. 87 a 

Soweit nach dem Familienſchluß oder den Satzungen der nach § 6 Abs. 2 zu bildenden Stiftungen 
das zuſtändige preußiſche Auflöſungsamt Entſcheidungen treffen ſoll, wird das Preußiſche Auflöſungsamt für 
Familiengüter in Naumburg für zuſtändig erklärt. Die Entſcheidungen ſind nach Maßgabe der in der 
preußiſchen Zwangsauflöſungsverordnung gegebenen Grundſätze, insbeſondere auch in dem daſelbſt geordneten 
Verfahren, zu treffen. 88 


Die zur Vollziehung des rechtskräftig beſtätigten Familienſchluſſes erforderlichen Eintragungen in die 
öffentlichen Bücher und Regiſter erfolgen, auch ſoweit es ſich um die heſſiſchen Teile des Hausvermögens 
handelt, auf Erſuchen der preußiſchen Auflöſungsbehörde, ſoweit nicht in Abſ. 2 und 4 etwas anderes 
beſtimmt iſt. Erſuchen dieſer Art an heſſiſche Behörden bedürfen aber der von der preußiſchen Auflöfungs- 
behörde unmittelbar einzuholenden Zuſtimmung der von der Heſſiſchen Regierung zu beſtimmenden Auf 
löfungsbehörde. Im übrigen gelten auch, foweit die Erſuchen an heſſiſche Behörden gerichtet ſind, die ein⸗ 
ſchlägigen preußiſchen Beſtimmungen, insbeſondere die Allgemeine Verfügung des Preußiſchen Juſtizminiſters, 
betreffend die Erſuchen der Auflöſungsämter um Eintragungen in das Grundbuch, vom 20. September 1921 
(Preuß. Juſt.⸗Miniſt.⸗Bl. ©. 498). 

Die Umſchreibung von Grundſtücken oder Rechten, die in heſſiſchen Grundbüchern eingetragen ſind, auf 
den Namen desjenigen, in deſſen Hand dieſe Vermögensbeſtandteile nach Maßgabe des rechtskräftig beſtätigten 
Familienſchluſſes frei geworden ſind, erfolgt nur auf unmittelbaren Antrag des Berechtigten auf Grund eines 
von ihm vorzulegenden Zeugniſſes der zuſtändigen heſſiſchen Auflöſungsbehörde über ſeine Berechtigung. 

Beſtehen in den Fällen des Abſ. 1 und 2 zwiſchen den zuſtändigen preußiſchen und heſſiſchen Auf 
löſungsbehörden Meinungsverſchiedenheiten, ſo entſcheidet das Preußiſche Landesamt für Familiengüter unter 
Zuziehung von zwei von der Heſſiſchen Regierung zu beſtellenden Mitgliedern. i 

Eintragungen in ein heſſiſches Grundbuch, die einen nach § 5 dieſer Vereinbarung gebildeten Schutzforſt 
oder ein geſchloſſenes landwirtſchaftliches Gut betreffen, erfolgen auf Erſuchen der heſſiſchen oberen Forſtbehörde 
beziehungsweiſe des Heſſiſchen Minifteriums für Arbeit und Wirtſchaft, Abteilung für Ernährung und Land- 
wirtſchaft. 89 


Die gegenwärtig oder künftig in Heſſen geltenden Vorſchriften, betreffend Verfügungen über heſſiſche 
Grundſtücke (vergleiche insbeſondere Artikel 42 bis 52 des heſſiſchen Landgeſetzes vom 1. September 1919 
— Heſſ. Reg. Blatt S. 321 —), werden durch dieſe Vereinbarung nicht berührt. 


$ 10. 
Die Zwangsauflöſung beginnt nicht vor dem 1. Oktober 1923. Unberührt bleibt jedoch die Vorſchrift 
der preußiſchen Zwangsauflöſungsverordnung, daß für die Auflöſung des Hausvermögens der Wegfall des 


am 1. April 1923 vorhandenen Beſitzers maßgeblich iſt. 
Berlin, den 27. Oktober 1923. 
Im Namen der Preußiſchen Staatsregierung auf Grund der vom Preußiſchen Staatsminiſterium unter 
dem 22. September 1923 erteilten Vollmacht. 5 
Dr. jur. Ernſt Kübler, Wirklicher Geheimer Oberjuſtizrat, 
Miniſterialdirektor a. D., a 
Präſident des Landesamts für Familiengüter. 
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Im Namen der Heſſiſchen Staatsregierung auf Grund der Vollmacht des Heſſiſchen Staatsminiſteriums 
vom 26. Juli 1923. i 5 
Dr.-Ing. Maximilian Freiherr von Viegeleben, Wirklicher Geheimer Rat, 
Heſſiſcher Außerordentlicher Geſandter, Stellvertretender Bevollmächtigter zum Reichsrat. 


(Nr. 12715.) Fünfte Verordnung des Staatsminiſteriums, betreffend Anpaſſung der Staats- und Gemeinde, 
ſteuern an die Geldwertänderung. Vom 26. November 1923. 


Auf Grund des § 1 des Geſetzes zur Anpaſſung der Steuergeſetze an die Geldwertänderung vom 31. Juli 
1923 (Geſetzſamml. S. 361) in der Faſſung der Verordnung des Staatsminiſteriums vom 1. September 1923 
(Gefeßfamml. S 415) wird für den Monat Dezember 1923 als Verhältniszahl für die Aupaſſung der Staats 
und Gemeindeſteuern an die Geldwertänderung ſeit dem 1. April 1923 die Zahl 180 000 000 feſtgeſetzt. 


Berlin, den 26. November 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. 


(Siegel.) 


(Nr. 12716.) Vierte Verordnung über die Anpafjung der Stempelſteuer an die Geldwertänderung. Vom 
26. November 1923. 


Auf Grund des Artikels 4 des Geſetzes vom 25. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 341) zur Anderung des Stempel⸗ 
ſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895/26. Juni 1909 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 30: Juni 1909 
ſowie des Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 und auf Grund des § 14 des Geſetzes zur Anpaſſung der Steuer, 
geſetze an die Geldwertänderung vom 31. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 361) wird folgendes verordnet: 

Die in der Verordnung vom 27. Oktober 1923 (Geſetzſamml. S. 486) feſtgeſetzten Beträge werden mit 
Wirkung vom 1. Dezember 1923 ab wie folgt erhöht: 

a) die Feſtſtempel des Stempeltarifs vom 30. Juni 1909725. Juli 1923 (auch diejenigen, die neben 
den Wertſtempeln als Höchſt⸗ und Mindeſtſtempel oder für beſondere Fälle angegeben ſind) vom 
Neunmilliardenfachen auf das Sechshunderkmilliardenfache, wobei der aus der Erhöhung des Feſt— 
ſtempels von 3 Mark ſich ergebende Betrag auf 1,5 Billionen Mark abgerundet wird; 

p) die Freigrenze des § 4 des Stempelſteuergeſetzes von dreihundert Milliarden Mark auf dreißig 
Billionen Mark; 

e) die Freigrenze der Tarifſtelle 71 Ziffer 2 Abſ. 3 unter b (Verträge über Arbeits, und Dienſt— 
leiſtungen) von dreißig Billionen Mark auf zweitauſend Billionen Mark; 

A) der Mindeſtſatz des § 11 des Stempelſteuergeſetzes von drei Milliarden Mark auf dreihundert 
Milliarden Mark. ü 

Die Stempelabgabe ſteigt in Abſtufungen von je fünfzig Milliarden Mark, wobei über⸗ 
ſchießende Stempelbeträge auf fünfzig Milliarden Mark nach oben abgerundet werden. 


Berlin, den 26. November 1923. 


Siegel) Der Finanzminiſter. 
In Vertretung: 
Weber. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen ſind an die Poſtauſtalten zu richten. 


